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ÖS 2 -601 181-1/4 


Bonn, den 27. März 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Veröffentlichung der Jahresberichte des Bundesamts 
für Verfassungsschutz 

Bezug: Kleine Anfrage des Abgeordneten Vogel und der Frak- 
tion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/3228 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


I. Vorbemerkung 

Mit der in der Einleitung der Kleinen Anfrage zum Ausdruck 
gebrachten Auffassung der Fragesteller stimmt die Bundes- 
regierung insoweit überein, als auch sie einer rechtzeitigen und 
umfassenden Aufklärung der Bevölkerung über die Gefahren 
des politischen Radikalismus und — wie hinzuzufügen ist — 
über die gegebene Sicherheitslage große Bedeutung beimißt. Sie 
stimmt mit den Fragestellern auch darin überein, daß die Ver- 
öffentlichung von Erkenntnissen des Bundesamtes für Verfas- 
sungsschutz mit dazu beitragen kann, die Widerstandskraft 
unserer Demokratie und das politische Wertbewußtsein des 
mündigen Staatsbürgers gegen antidemokratische Bestrebun- 
gen zu aktivieren. 

Die Bundesregierung muß jedoch den im zweiten Absatz der 
Einleitung «zu der Kleinen Anfrage und in der Formulierung der 
Frage 4 aufgestellten unzutreffenden Behauptungen der Frage- 
steller entgegentreten. Es stimmt nicht, daß diese Bundesregie- 
rung „die Verfassungsschutzberichte bisher . . . um ein bis zwei 
Jahre verspätet, gekürzt und inhaltlich unvollkommen " vor- 
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gelegt hätte. Die Bundesregierung hat am 11. Januar 1972 der 
Öffentlichkeit den zusammengefaßten Verfassungsschutzbericht 
für 1969/1970 vorgelegt. Die Berichterstattung bei dieser Gele- 
genheit auf den Zeitraum von zwei Jahren zu erstrecken, emp- 
fahl sich deshalb, weil der Bundestagswahlkampf 1969 und auch 
der Wechsel in der Regierung ein so einschneidender politischer 
Tatbestand waren, daß es nützlich erschien, die Erkenntnisse 
über die Entwicklung des Radikalismus in unserem Lande in 
einem längeren zeitlichen Zusammenhang als dem üblichen Ein- 
jahresabschnitt darzustellen. Hierauf habe ich bereits in der 
Haushaltsdebatte des Deutschen Bundestages am 4. Februar 
1971 hingewiesen (Stenographischer Bericht der 97. Sitzung, 
S. 5404 A). 

Es trifft auch nicht zu, daß in früheren Jahren der Veröffent- 
lichung einfach die zur dienstlichen Unterrichtung des Bundes- 
ministeriums des Innern bestimmten Berichte des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz, lediglich gekürzt um die dem Geheim- 
schutz unterliegenden Einzelinformationen, zu Grunde gelegt 
worden wären. Es ist selbstverständlich, daß geheimzuhaltende 
Informationen nicht in einen für die Öffentlichkeit bestimmten 
Bericht übernommen werden können. Darüber hinaus wurden 
aber auch in früheren Jahren die zur Veröffentlichung bestimm- 
ten Texte einer zusätzlichen Bearbeitung unterzogen, weil bei 
dem größeren Empfängerkreis naturgemäß sehr viel weniger 
an vorhandenem Wissen vorausgesetzt werden kann und des- 
halb eine Form der Darstellung gewählt werden muß, welche 
dem Leser die Beurteilung von Erkenntnissen und den Blick auf 
Zusammenhänge erleichtert. Nicht anders ist auch bei der Vor- 
bereitung der Herausgabe des Berichts für 1969/70 verfahren 
worden. Die der Öffentlichkeit vorgelegte Fassung dieses Be- 
richts hat die ausdrückliche Zustimmung des Präsidenten des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz gefunden. 


II. Zu den einzelnen Fragen 


1. Liegen dem Bundesminister des Innern inzwischen die Jahres- 
berichte des Bundesamts für Verfassungsschutz über den Links- 
radikalismus, den Rechtsradikalismus, die Spionageabwehr und 
die Betätigung extremistischer Ausländer im Jahre 1971 vor? 


Die Berichte sind im März 1972 in meinem Hause eingegangen. 


2. Wann wird die Bundesregierung die Berichte des Bundesamts 
für Verfassungsschutz über das Jahr 1971 veröffentlichen? 
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Die Veröffentlichung wird voraussichtlich im Mai dieses Jahres 
erfolgen. 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/3299 


3. Beabsichtigt die Bundesregierung, wiederum die vier Jahres- 
berichte des Bundesamts für Verfassungsschutz erst ein Jahr 
nach Ablauf des Berichtszeitraums zu veröffentlichen, oder wird 
die Bundesregierung zu der von den früheren Bundesregierun- 
gen geübten Verfahrensweise zurückkehren und die Jahres- 
berichte für das abgelaufene Jahr im Frühjahr des darauf- 
folgenden Jahres veröffentlichen? 


Auf die Antwort zu Frage 2 wird Bezug genommen. Im übrigen 
verweise ich auf die Vorbemerkung. 


4. Wird die Bundesregierung wiederum die vier umfangreichen 
Jahresberichte des Bundesamts für Verfassungsschutz in einer 
kleinen Broschüre des BundesmiuibLeriuins des Innern *n- 
sammengefaßt veröffentlichen, deren Inhalt mit den Original- 
berichten des Bundesamts für Verfassungsschutz kaum mehr 
etwas gemeinsam hat, oder wird die Bundesregierung - wie 
dies die früheren Bundesregierungen getan haben - die ein- 
zelnen Jahresberichte gesondert und weitgehend wörtlich ver- 
öffentlichen, soweit dies im Hinblick auf den notwendigen 
Geheimnisschutz möglich ist? 


Die seit dem Bericht für 1968 gewählte Form der Veröffent- 
lichung, die Jahresberichte der verschiedenen Abteilungen des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz in einer Broschüre zusam- 
menzufassen, hat sich bewährt Die Vorzüge liegen vor allem 
in der Übersichtlichkeit, Handlichkeit und Leichtigkeit der Be- 
schaffung für jeden Interessierten. Auch die Jahresberichte für 
das Jahr 1971 werden deshalb wieder als Broschüre heraus- 
gebracht werden. 

Die in der Frage 4 enthaltene Unterstellung, daß bei der Ver- 
öffentlichung des Zwei-Jahres-Berichts 1969/70 die Erkennt- 
nisse des Bundesamtes für Verfassungsschutz durch Weglas- 
sung verfälscht worden seien, entspricht nicht den Tatsachen. 
Wie bereits in der Vorbemerkung mitgeteilt, hat der Präsident 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz den veröffentlichten 
Text ausdrücklich gebilligt. 


5. Wird die Bundesregierung künftig die Jahresberichte des Bun- 
desamts für Verfassungsschutz auch durch die Bundeszentrale 
für Politische Bildung veröffentlichen - etwa als Beilage zur 
Zeitschrift „Das Parlament" — , wie dies bei früheren Bundes- 
regierungen üblich war? 


Der zusammengefaßte Jahresbericht ist so umfangreich, daß 
seine Veröffentlichung als Beilage zu der Wochenzeitung „Das 
Parlament" auf große technische Schwierigkeiten stoßen würde. 
Die Veröffentlichung in einer Schriftenreihe des Bundesministe- 
riums des Innern, wie in den letzten Jahren, hat gegenüber der 
Herausgabe als Beilage zu der Wochenzeitung „Das Parlament" 
mit ihrem festen Bezieherkreis den Vorzug, daß der Jahres- 
bericht des BfV so für Interessierte leichter zu erhalten ist. 
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Die große Zahl der Bestellungen für den im Januar dieses Jah- 
res veröffentlichten Zweijahresbericht für 1969/70 im Anschluß 
an die ausführliche Berichterstattung in der Presse über sein 
Erscheinen zeigt, daß mit dem Druck einer Broschüre und ihrer 
Übergabe an die Presse der geeignete Weg beschritten wurde, 
um die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland, wie es 
auch die Fragesteller wünschen, umfassend über die Gefahren 
des Radikalismus zu informieren. 


Genscher 



